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zinstudium zugelassen. Tausende, vor
allem junge Frauen, wurden nicht zu
Fachangestellten Gesundheit ausgebil-
det, weil die Rekrutierung im Ausland
für die Spitäler einfacher war. Obschon
das Interesse da wäre. Selbst nieder-
schwellige Angebote wurden bekämpft.

Welche?
Es gibt seit etwa fünfzehn Jahren einen
Kurs des Schweizerischen Roten Kreu-
zes zur Ausbildung als Pflegehelferin,
mit dem gerade auch Migrantinnen in
wenigen Monaten für einfache Tätig-
keiten in Heimen ausgebildet werden.
Doch das haben die Berufsverbände
aus standespolitischen Gründen lange
bekämpft. Und von der Linken hörte
man auch nichts.

Nebst Verdrängungskämpfen auf dem
Arbeitsmarkt gibt es auch viele Zuwan-
derer, die es gar nicht in den Arbeits-
markt schaffen.
Ja. Es gibt ganz viel ungenutztes Poten-
zial bei der Migrationsbevölkerung.
Nach sieben Jahren ist die Hälfte der
Migranten mit Flüchtlingsstatus immer
noch ohne Arbeitstätigkeit. 80 Prozent
beziehen Sozialhilfe. Das ist ein Pro-
blem.Wir sind grosszügig, fördern viel –
aber fordern zu wenig. Eine historische
Erfahrung . . .

Bitte!
Simonetta Sommaruga hatte die Proble-
matik nach ihremAntritt als Justizminis-
terin erkannt und wollte sie mit der Re-
vision des Ausländer- und Integrations-
gesetzes angehen. Asylsuchende hätten
als Erstes eine Integrationsvereinbarung
unterzeichnen müssen, mit der sie sich
verpflichten, die Landessprache zu ler-
nen und eine Beschäftigung anzuneh-
men – auch auf Zuweisung, wenn sie
keine eigene finden.

Das hat nicht wirklich geklappt.
Nein. Heute ist dieser Gesetzesarti-
kel toter Buchstabe, weil er derart ab-
geschwächt wurde. Wohin das geführt
hat, sehen wir nun:Wir zahlen im inter-
nationalenVergleich grosszügige Sozial-
leistungen, bereits ab Beginn der Asyl-
verfahren. Ich sage es deutlich, und es
mag konservativ tönen: Das ist Gift,
Gift, Gift! Der Anreiz, zu arbeiten oder
etwas zu lernen, schwindet. Das sagen
die Betreuenden aus der Praxis, die mit
den Menschen imAsylverfahren zu tun
haben. Aber auch die Linke will da-
von nichts hören. Es gilt nach wie vor
das Credo:Wenn jemand in die Schweiz
kommt, ist er arm und zu bedauern.
Also helfen wir – mit Sozialhilfe. Ohne
Gegenleistung. Dass diese Menschen
arbeiten könnten, auch wenn es sich zu-
nächst um einen zugewiesenen Job han-
delt, sehen sie als Zwangsarbeit.

Beat Jans wollte die Initiative immerhin
mit sozialpolitischen Massnahmen be-
kämpfen, etwa mit einer Erhöhung der
Kinderzulagen, einem besseren Kündi-
gungsschutz für ältere Angestellte oder
einem Ausbau des Mieterschutzes.
Aber er ist mit seinen Vorschlägen im
Bundesrat jämmerlich aufgelaufen.
Nicht einmal dann hat die SP daran ge-
dacht, Forderungen als Bedingungen
für ihr Nein zu stellen. So hätte sie Jans
auch stützen können. Es ist schwer er-
träglich: Selbst bei einem linken Kern-

thema wie der Wohnungsknappheit hat
man das Narrativ der SVP überlassen,
anstatt selbst Akzente zu setzen.

Die SP setzt sich doch lautstark für be-
zahlbaren Wohnraum ein.
Das steht gewiss in ihrem Forderungs-
katalog.Aber mit der sehr berechtigten
Forderung nach mehr Genossenschaf-
ten ist dieser viel zu eng. Das Modell
mag in Zürich funktionieren, wo ein
Drittel der Wohnungen historisch be-
reits genossenschaftlich ist. Aber in
anderen Regionen ohne Genossen-
schaften funktioniert das nicht.Damuss
man auch mit den privaten Investoren
zusammenarbeiten. Und wenn selbst
das Bundesamt für Wohnungswesen
sagt, dass Zuwanderung und Familien-
nachzug in den vergangenen zehn Jah-
ren für 60 Prozent der Haushaltsgrün-
dungen verantwortlich seien undMigra-
tion ein wichtiger Treiber der Woh-
nungsprobleme sei, dann erwarte ich
von der SP und vom Mieterverband,
dass sie die Realität akzeptieren – und
diese in ihrer Politik berücksichtigen.

Was müsste dann getan werden?
Es muss erstens mehr gebaut werden.
Dafür braucht es die Lockerung des
Raumplanungsgesetzes mit neuen Ein-
und Aufzonungen. Privater Wohnungs-
baumuss zweitens erleichtert und geför-
dert werden. Dabei muss ein bestimm-
ter Anteil an Wohnungen mit Kosten-
miete zwingend auch von privaten
Investoren verlangt werden. Das finan-
ziert sich aus den Aufzonungsgewin-
nen von selbst – ohne Subventionen. So
macht man pragmatische, mehrheits-
fähige linke Politik. Drittens die Bau-

verzögerung: Warum bekämpfen linke
Kreise die bürgerliche Forderung, dass
nur noch eine Einsprache möglich ist?
Das ist mir unerklärlich. Und viertens
finde ich es gerecht, dass die Bundes-
mittel für den gemeinnützigen Wohn-
bau stärker aufgestockt werden.

Damit würde es sich um flankierende
Massnahmen bei hoher Zuwanderung
handeln. Aber ist es nicht einfach zu
viel?
Was ich sagen kann: Es braucht sicher-
lich mehr Druck auf den Bundesrat.
Auch Beat Jans ist gefordert. Ein star-
ker Justizminister hätte die Integrations-
vereinbarung längst revitalisiert: Keine
vorläufige Aufnahme ohne Beschäf-
tigung – vorerst sogar auf Zuweisung.
Keine Aufnahme ohne verpflichtenden
Sprachkurs. Das müssen wir doch von
Zuwanderern, die gerne hier leben wol-
len, verlangen dürfen. Das muss auch
für vorläufig Aufgenommene absolute
Pflicht werden, denn 90 Prozent bleiben
hier. Aber viele integrieren sich heute
nicht – oder viel zu langsam,weil das Le-
ben mit Sozialhilfe bequemer ist.

Man könnte auch sagen: Ein SP-Bun-
desrat wie Jans macht SP-Politik, wie sie
heute en vogue ist.
Ist dies heute noch en vogue? Wo Sie
vielleicht ein bisschen richtig liegen:Die
Leitung der SP verliert sich bei der Zu-
wanderungsfrage im Hypermoralismus.
Das kann auch auf Bundesräte einen
gewissen Einfluss haben. Aber man
merkt auch, dass Migrationsfragen bei
Beat Jans zuvor nie ein Thema waren.
Es kommt dazu, dass die Asylverfahren
der Politik und der demokratisch legiti-
mierten Steuerung entgleiten, weil die
Zuwanderung mittlerweile von den Ge-
richten gesteuert wird. Sie haben in der
NZZ ja über die vielen Fälle berich-
tet, in denen das Bundesverwaltungs-
gericht das Staatssekretariat für Migra-
tion (SEM) zurückgepfiffen hat, was die
Asylpraxis prägte.

Sehr umstrittene Fälle; etwa, dass kri-
minelle Ausländer nicht ausgewiesen
werden, obschon das SEM das ange-
ordnet hat. Aber daran ist Beat Jans
nicht schuld.
Richtig. Aber das SEM lässt sich ein-
schüchtern und befolgt die Praxis des
Bundesverwaltungsgerichts wie bei
Leiturteilen, obschon es das nicht immer
müsste. Diesen Trend der «Verrecht-
lichung» und Übersteuerung der Politik
durch Gerichte könnte der Justizminis-
ter schon einmal ansprechen. Dieser
Konflikt zwischen richterlicher Rechts-
entwicklung mit einer «Richterpolitik»
und der demokratisch-parlamentarisch
legitimierten Steuerung des Staates be-
schäftigt mich sehr. Da gab es unter
Jans einen Kurswechsel: Er begrüsste
etwa die umstrittenen Einmischun-
gen des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte und jene der Uno. Da-
mit provozierte er unnötig politische
Gegenreaktionen.Das ist nicht hilfreich.

Herr Strahm, wenn man Sie reden hört,
muss man das Undenkbare denken:
Sind Sie für die 10-Millionen-Schweiz-
Initiative?
Ich musste damit rechnen, dass Sie diese
Frage stellen . . .

Ist das ein Ja?
(Überlegt lange.) Lassen Sie es mich so
sagen: Ich sehe voraus, dass ein Ja durch-
aus gravierende Probleme mit der EU
verursachen dürfte. Auch dann, wenn
die Kündigung des Freihandelsabkom-
mens nie ausgesprochen wird.Die SVP-
Initiative ist keine kluge Lösung, aber
sie greift ein ernsthaftes Problem auf
und bewirtschaftet es politisch. Ich
hätte den mässigenden Gegenvorschlag
der Mitte-Partei gut gefunden. Dass die
anderen Parteien keinen solchen woll-
ten, verstehe ich bis heute nicht.

Aber?
Wer jedoch prioritär auf dieMigrations-
politik blickt und findet, dass der Bun-
desrat zu wenig mache beimWohnungs-
bau, bei der Arbeitsintegration von
Asylpersonen oder bei den Rückfüh-
rungen – wer also findet, dass bisher zu
viele leereVersprechen gemacht worden
seien: Der wird aus seiner Sicht wohl Ja
sagen. Weil er verständlicherweise zu
dem Schluss kommt, dass es politischen
Druck brauche. Ein Ja würde für diesen
heilsamen Druck sorgen.

«Ich sage das
mit grossem Widerwillen:
Die SVP ist die heutige
Partei der Arbeiter.
Nicht etwa, weil sie viel
für sie tut, aber weil sie
ihnen eine Identität
anbietet.»

Die Schweiz ergraut
Die demografische Alterung wäre ohne Zuwanderung
schon deutlich weiter fortgeschritten

FABIAN SCHÄFER, BERN

Das Timing ist politisch unverdächtig,
trotzdem passt es perfekt: Immer um
diese Jahreszeit publiziert der Bund pro-
visorische Statistiken zu den Faktoren
der Bevölkerungsentwicklung im ver-
gangenen Jahr. Der Zufall will es, dass
die Veröffentlichung dieses Jahr zeitlich
mit dem Beginn der jüngsten Zuwande-
rungsdebatte zusammenfällt, in der es
genau um diese Zahlen geht.

Am 14. Juni kommt die SVP-Initia-
tive «Keine 10-Millionen-Schweiz» an
die Urne. Sie will eine Obergrenze für
das Bevölkerungswachstum festlegen,
wobei der erste Grenzwert voraussicht-
lich in fünf Jahren erreicht würde. In
letzter Konsequenz verlangt die Initia-
tive die Kündigung der Personenfrei-
zügigkeit mit der EU, was gleichbedeu-
tend wäre mit dem Ende des bilatera-
len Wegs. Ein grosses Thema im Ab-
stimmungskampf ist die Alterung der
Gesellschaft. Sie wirft zahlreiche Fra-
gen auf: von der Finanzierung der AHV
über die Pensionierungswelle auf dem
Arbeitsmarkt bis zum drohenden Man-
gel an Pflegepersonal.

Die neusten Zahlen des Bundes-
amts für Statistik (BfS) illustrieren das
Tempo der demografischen Verände-
rung: Ende 2025 lebten erstmals mehr
65-Jährige undÄltere in der Schweiz als
Personen unter 20. Noch ist der Unter-
schied nicht gross: Beide Gruppen um-
fassen je 1,8 Millionen Einwohner, der
«Vorsprung» der Senioren beträgt zur-
zeit lediglich 10 000 Personen. Doch er
dürfte in den kommenden Jahrzehnten
weiter wachsen. Das hat mit der nach-
lassenden Fortpflanzungsbereitschaft zu
tun. Gemäss den neuen Zahlen des BfS
sind im Jahr 2025 in der Schweiz knapp
78 000 Kinder auf die Welt gekommen.
Damit ist die Zahl der Geburten trotz
wachsender Bevölkerung zum vierten
Mal in Folge gesunken.

Pyramide wird zum Pilz

Der Rückgang der Geburten hat sich
gegenüber den Vorjahren zumindest
etwas verlangsamt. Die durchschnitt-
liche Zahl der Kinder pro Frau ist je-
doch weiter gesunken und liegt neu bei
1,28. Um die Bevölkerung ohne Zu-
wanderung stabil zu halten, müssten es
2,1 sein. Werte in diesem Bereich hat
es seit Ende der 1960er Jahre nie mehr
gegeben. Die Folge: Voraussichtlich ab
dem Jahr 2035 wird es in der Schweiz
mehr Todesfälle als Geburten geben.

Mit der fortschreitenden Alterung
betritt nicht nur die Schweiz demografi-
sches Neuland. Dass es in einer Gesell-
schaft mehr Pensionierte gibt als Kin-
der, Jugendliche und junge Erwach-
sene, ist ein Novum. Auch der Begriff
der «Alterspyramide» ist überholt. Der
demografischeAufbau der Schweiz erin-
nert eher an einen Pilz als an eine Pyra-
mide. Das BfS kommentiert die neuen
Zahlen mit dem Hinweis, die jüngste

Entwicklung verdeutliche «die schneller
fortschreitende demografischeAlterung
der letzten Jahre». Relevant sind dabei
nicht nur die Grössenverhältnisse zwi-
schen der ältesten und der jüngsten Be-
völkerungsgruppe, sondern noch mehr
die Frage, wie gross diese beiden Grup-
pen zusammen sind und wie stark sie ins
Gewicht fallen.

IhrAnteil an der Gesamtbevölkerung
zeigt, wie gross jener Teil der Gesell-
schaft ist, der weder imArbeits- noch im
Familienleben steht und der somit noch
nicht oder nicht mehr unmittelbar pro-
duktiv ist. Die Statistiker messen diese
Entwicklung, indem sie den restlichen
Teil der Gesellschaft – die Personen im
«aktiven»Alter von 20 bis 64 – als Basis
nehmen.Pro 100 Personen dieserAlters-
gruppe gab es in der Schweiz Ende des
vergangenen Jahres 66 Personen im Pen-
sionsalter oder unter 20.Vor zehn Jahren
waren es erst 61.

Das Volk stellt die Weichen

Ohne Zuwanderung wäre die Alte-
rung bereits heute deutlich weiter fort-
geschritten. In den vergangenen zehn
Jahren ist die Bevölkerung gesamthaft
um knapp 800 000 Personen gewach-
sen, von ihnen entfielen 670 000 auf
den Wanderungssaldo (Differenz zwi-
schen Ein- und Auswanderungen). Da
der Grossteil der Zuwanderer im Er-
werbsalter ist, hat die Migration die
Alterung gebremst. Als Anhaltspunkt:
Gesamthaft sind 20 Prozent aller Men-
schen in der Schweiz 65-jährig oder
älter. Betrachtet man nur die Einwoh-
ner mit Schweizer Pass, sind es 24 Pro-
zent, bei der ausländischen Bevölkerung
hingegen nur 8 Prozent.

Es sind vor allem zwei Faktoren, die
die rasante Alterung erklären. Zum
einen haben die ersten Jahrgänge der
geburtenstarken Babyboom-Genera-
tion das Rentenalter erreicht, die weite-
ren folgen. Dass die Babyboomer selbst
weniger Nachwuchs auf die Welt ge-
bracht haben als ihre Eltern, wirkt sich
bis heute aus.

Zum anderen nimmt die Lebens-
erwartung zu. Auch dazu hat das BfS
anhand der Zahlen von 2025 aktuali-
sierteWerte publiziert:Die durchschnitt-
liche Lebenserwartung bei Geburt ist so-
wohl bei den Frauen als auch bei den
Männern gegenüber dem Vorjahr um
4 bis 5 Monate gestiegen. Für die Finan-
zierung der Rentensysteme ist vor allem
die verbleibende Lebenserwartung jener
Personen wichtig, die das Alter von
65 Jahren erreicht haben: Sie können
zurzeit damit rechnen, 88,2 (Frauen) bzw.
85,7 Jahre (Männer) alt zu werden.

Mit derAbstimmung über die 10-Mil-
lionen-Initiative kann das Stimmvolk
eine wichtige Weichenstellung vorneh-
men. Auch wenn die Auswirkungen bei
Annahme der Initiative umstritten sind,
so wäre zweierlei klar:Der Bundmüsste
die Migration beschränken, womit sich
die Alterung beschleunigen würde.

Erstmals mehr Senioren als Junge
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Ein SP-Mann
mit klarem Blick
sb. · Noch ist die erste Frage gar nicht
gestellt an diesem trüben Morgen in
der Berner Innenstadt, doch Rudolf
Strahm ist bereits in Erklärstimmung.
Bestens gelaunt zwar, aber auch scho-
nungslos in der politischen Analyse.
Strahm, 82, ehemaliger Nationalrat, ein-
flussreicher Sekretär der SP und Preis-
überwacher,macht sich Sorgen über den
Umgang mit der 10-Millionen-Schweiz-
Initiative, über die im Juni abgestimmt
wird. Er schont vor allem seine eigene
Partei nicht. Im SP-Magazin «Direkt»
hat er die sozialdemokratische Füh-
rung bereits kritisiert. Ihre nonchalan-
ten Abwehrreflexe gegen die SVP-Vor-
lage hält er für verantwortungslos. Man
spürt,wie ihn dasThema umtreibt. Seine
kleine Tasse Kaffee trinkt Strahm erst
nach Ende des fünfviertelstündigen
Gesprächs aus.


